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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihilfengesetz 1983 geändert wird 

§ 1b. (1) Als Polytechnische Schulen, Mittlere Schulen und Höhere Schulen 
im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten: 
 1. … 

§ 1b. (1) Als Polytechnische Schulen, Sonderschulen 
(Berufsvorbereitungsjahr), Mittlere Schulen und Höhere Schulen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes gelten: 
 1. … 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 
(4) Schüler, die nur wegen mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache (§ 3 

Abs. 1 lit. b des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, oder gleichartige 
Bestimmung) oder wegen Zulassung zur Ablegung einer Einstufungsprüfung (§ 3 
Abs. 6 des Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) oder wegen 
der Zulassung zur Ablegung einer Aufnahmsprüfung (§ 29 Abs. 5 des 
Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) als außerordentliche 
Schüler aufgenommen wurden, sind ordentlichen Schülern gleichgestellt. Ferner 
sind jene außerordentlichen Schüler ordentlichen Schülern gleichgestellt, die alle 
Pflichtgegenstände besuchen, ausgenommen jene, deren Besuch in Folge einer 
Behinderung ausgeschlossen ist, sofern die besuchten Pflichtgegenstände beurteilt 
werden und das Ausmaß dieser Pflichtgegenstände die in Abs. 1 angeführte 
Mindestzahl an Wochen- bzw. Unterrichtsstunden erreicht. 

(4) Schüler, die nur wegen mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache (§ 3 
Abs. 1 lit. b des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, oder gleichartige 
Bestimmung) oder wegen Zulassung zur Ablegung einer Einstufungsprüfung (§ 3 
Abs. 6 des Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) oder wegen 
der Zulassung zur Ablegung einer Aufnahmsprüfung (§ 29 Abs. 5 des 
Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) als außerordentliche 
Schüler aufgenommen wurden, sind ordentlichen Schülern gleichgestellt. 

Voraussetzungen Voraussetzungen 
§ 2. (1) Voraussetzung für die Gewährung von Schulbeihilfen und 

Heimbeihilfen (einschließlich Fahrtkostenbeihilfen) ist außer den in § 1a, sowie 
den §§ 9, 11 und 11a genannten Bedingungen, dass der Schüler 

§ 2. Voraussetzung für die Gewährung von Schulbeihilfen und 
Heimbeihilfen (einschließlich Fahrtkostenbeihilfen) ist außer den in § 1a, sowie 
den §§ 9, 11 und 11a genannten Bedingungen, dass der Schüler 

 1. bedürftig ist,  1. bedürftig ist und 
 2. zumindest einen günstigen Schulerfolg nachweist,  2. den Schulbesuch, für den Schülerbeihilfe beantragt wird, vor Vollendung 

des 35. Lebensjahres begonnen hat; diese Altersgrenze erhöht sich für 
Selbsterhalter im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 2 und 3 

 a) um ein weiteres Jahr für jedes volle Jahr, in dem sie sich länger als 
vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben, sowie 

 b) um die Hälfte der Zeit, die sie Kinder auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung bis zum vollendeten zweiten Lebensjahr gepflegt und 
erzogen haben, 
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höchstens jedoch um insgesamt fünf Jahre. 

 3. die gleiche Schulstufe noch nicht besucht hat und  
 4. den Schulbesuch, für den Schülerbeihilfe beantragt wird, vor Vollendung 

des 30. Lebensjahres begonnen hat; diese Altersgrenze erhöht sich für 
Selbsterhalter im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 2 und 3 

 a) um ein weiteres Jahr für jedes volle Jahr, in dem sie sich länger als 
vier Jahre zur Gänze selbst erhalten haben, sowie 

 b) um die Hälfte der Zeit, die sie Kinder auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung bis zum vollendeten zweiten Lebensjahr gepflegt und 
erzogen haben, 

höchstens jedoch um insgesamt fünf Jahre. 

 

(2) Der günstige Schulerfolg ist nicht nachzuweisen, wenn der Schüler eine 
Schulstufe freiwillig, wegen Nichtablegung einer Nachtragsprüfung oder wegen 
Nichtbestehens einer Nachtragsprüfung wiederholt oder der günstige Schulerfolg 
nicht erreicht wurde, weil die für die Gewährung einer Nachtragsprüfung vorge-
sehenen Gründe vorlagen. Im letzteren Falle hat die zur Entscheidung in erster 
Instanz zuständige Behörde ein Gutachten der Lehrerkonferenz einzuholen. 

 

(3) Blinde und gehörlose Schüler und Schüler, die hochgradig seh- bzw. 
hörbehindert sind, sodaß ihre Behinderung bezüglich der schulischen 
Leistungsfähigkeit den Auswirkungen der Blindheit bzw. Gehörlosigkeit 
nahekommt, haben den günstigen Schulerfolg nicht nachzuweisen, sofern sie 
keine einschlägige Sonderform besuchen. 

 

(4) Die freiwillige Wiederholung einer Schulstufe (§ 27 Abs. 2 des 
Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) und die Wiederholung 
einer Schulstufe wegen Nichtantritts zu einer vorgesehenen Nachtragsprüfung 
(§ 20 Abs. 3 des Schulunterrichtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) oder 
wegen Nichtbestehens einer Nachtragsprüfung steht der Gewährung von 
Schülerbeihilfen nicht entgegen 

 

(5) Der Besuch der 5. Klasse einer allgemeinbildenden höheren Schule oder 
der 1. Klasse / des I. Jahrganges einer mittleren Schule oder höheren Schule gilt 
nicht als Wiederholung der 9. Schulstufe, wenn im unmittelbar vorangehenden 
Schuljahr 
 1. eine Übergangsstufe oder die Polytechnische Schule erfolgreich besucht 

wurde, oder 
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 2. eine mittlere oder höhere Schule deshalb besucht wurde, weil der Schüler 

trotz Erfüllung der Aufnahmsvoraussetzungen wegen Platzmangels nicht 
aufgenommen werden konnte und während dieses Schuljahres keine 
Beihilfe nach diesem Bundesgesetz bezogen wurde. 

§ 3. (1) bis (5) … § 3. (1) bis (5) … 
(6) Einkünfte aus Erwerbstätigkeit eines Schülers sowie seines Ehegatten 

oder eingetragenen Partners sind zur Beurteilung der Bedürftigkeit nicht 
heranzuziehen, wenn vor der ersten Zuerkennung von Schul- oder Heimbeihilfe 
(einschließlich Fahrtkostenbeihilfe) die Berufstätigkeit zur Aufnahme oder 
Intensivierung des Schulbesuches für mindestens ein Jahr aufgegeben wurde. 
Steuerfreie Einkünfte gemäß § 5 Z 1 und 3 sind zur Beurteilung der Bedürftigkeit 
nicht heranzuziehen, wenn ab der Zuerkennung von Schul- oder Heimbeihilfe 
(einschließlich Fahrtkostenbeihilfe) mindestens ein Jahr, abgesehen von 
Kapitalerträgen im Sinne des § 97 Abs. 1 und 2 EStG 1988 bis zu einem Höchst-
betrag von 364 €, kein Einkommen mehr bezogen wird. 

(6) Einkünfte aus Erwerbstätigkeit eines Schülers sowie seines Ehegatten 
oder eingetragenen Partners sind zur Beurteilung der Bedürftigkeit nicht 
heranzuziehen, wenn vor der ersten Zuerkennung von Schul- oder Heimbeihilfe 
(einschließlich Fahrtkostenbeihilfe) die Berufstätigkeit zur Aufnahme oder 
Intensivierung des Schulbesuches für mindestens ein Jahr aufgegeben wurde. 
Steuerfreie Einkünfte gemäß § 5 Z 1 und 3 sind zur Beurteilung der Bedürftigkeit 
nicht heranzuziehen, wenn ab der Zuerkennung von Schul- oder Heimbeihilfe 
(einschließlich Fahrtkostenbeihilfe) mindestens ein Jahr, kein Einkommen mehr 
bezogen wird. 
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Günstiger Schulerfolg 

§ 8. (1) Der günstige Schulerfolg ist gegeben: 
 1. für die Schulbeihilfe, wenn der Schüler im Jahreszeugnis über die der 

besuchten Schulstufe jeweils vorangehende Schulstufe keinen 
schlechteren Notendurchschnitt in den Pflichtgegenständen als 2,9 hat, 

 2. für die Heimbeihilfe, wenn der Schüler im Jahreszeugnis über die der 
besuchten Schulstufe jeweils vorangehende Schulstufe keinen 
schlechteren Notendurchschnitt in den Pflichtgegenständen als 3,1 hat. 

Ab der 11. Schulstufe von zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen 
beziehen sich die Notendurchschnitte der Z 1 und 2 auf die Noten der 
Semesterzeugnisse über das Winter- und das Sommersemester. 

(2) Beim Besuch von in Semester gegliederten Sonderformen ist der 
günstige Schulerfolg für das erste Semester gegeben, wenn das Jahreszeugnis 
über die 8. Schulstufe den Bestimmungen des Abs. 1 entspricht. 

(3) Abweichend von Abs. 1 erfolgt an in Semester gegliederten 
Sonderformen mit modularer Unterrichtsorganisation der Nachweis des günstigen 
Schulerfolges durch Zeugnisse über Module und bezieht sich der 
Notendurchschnitt auf die Module über Pflichtgegenstände. 

(4) An den Schulen für den medizinisch-technischen Fachdienst ist der 
Nachweis des günstigen Schulerfolges zu erbringen: 
 1. im ersten Jahr der Ausbildung durch Vorlage eines Jahreszeugnisses über 

die neunte Schulstufe, das den Bestimmungen des Abs. 1 entspricht; 
 2. im zweiten bzw. dritten Jahr der Ausbildung durch Vorlage einer 

Bestätigung der Schulleitung über die jeweils im vorangegangenen Jahr 
der Ausbildung abgelegten Einzelprüfungen, deren Notendurchschnitt 

 a) für die Schulbeihilfe nicht schlechter als 2,9, (BGBl. Nr. 183/1974, 
Art. I Z 4 lit. c idF BGBl. I Nr. 54/1999, Z 8) 

 b) für die Heimbeihilfe nicht schlechter als 3,1 sein darf; 
welche Prüfungen als Einzelprüfungen zu berücksichtigen sind, ist unter 
Bedachtnahme auf die Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften durch 
Verordnung festzulegen. 

 

§ 10. (1) bis (5) … § 10. (1) bis (5) … 
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 (6) Erhält der Schüler Waisenpesion, so vermindert sich die besondere 

Schulbeihilfe um die Höhe der Waisenpension, die für denselben Zeitraum 
bezogen wird. 

§ 11. (1) Heimbeihilfe gebührt nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes für den 
Besuch einer Polytechnischen Schule oder einer mittleren oder höheren Schule 
auf der 9. Schulstufe als ordentlicher Schüler sowie für den Besuch einer in § 9 
Abs. 1 genannten Schule als ordentlicher Schüler, wenn der Schulbesuch 
außerhalb des Wohnortes der Eltern erfolgt, weil … 

§ 11. (1) Heimbeihilfe gebührt nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes für den 
Besuch einer Polytechnischen Schule, Sonderschule (Berufsvorbereitungsjahr), 
Mittlere Schule oder einer mittleren oder höheren Schule ab der 9. Schulstufe als 
ordentlicher Schüler sowie für den Besuch einer in § 9 Abs. 1 genannten Schule 
als ordentlicher Schüler, wenn der Schulbesuch außerhalb des Wohnortes der 
Eltern erfolgt, weil … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
§ 12. (1) bis (3) … § 12. (1) bis (3) … 
(4) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 

um 404 €, wenn der Schüler die für die Beurteilung des günstigen Schulerfolges 
gemäß § 8 maßgebende Schulstufe unter Anwendung des § 22 Abs. 2 lit. g des 
Schulunterrichtsgesetzes mit Auszeichnung abgeschlossen hat. Ein 
ausgezeichneter Schulerfolg in den Schulen für den medizinisch-technischen 
Fachdienst ist gegeben, wenn die Prüfungsergebnisse im jeweils 
vorangegangenen Jahr der Ausbildung im Sinne der Vorschriften über die 
Leistungsbeurteilung für eine Schulstufe mit ,ausgezeichnet‘ zu bewerten sind. 

 

(5) … (5) … 
 1. die gemäß Abs. 6 zu errechnende zumutbare Unterhaltsleistung der 

leiblichen Eltern (Wahleltern), sofern nicht Abs. 2 Z 2 oder 3 
anzuwenden ist; 

 1. die gemäß Abs. 6 zu errechnende zumutbare Unterhaltsleistung der 
leiblichen Eltern (Wahleltern), sofern nicht Abs. 2 Z 2, 3 oder 4 
anzuwenden ist; 

(6) bis (8) … (6) bis (8) … 
(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen der leiblichen 

Eltern (Wahleltern) des Schülers, … 
(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen des Schülers, 

der leiblichen Eltern (Wahleltern) des Schülers, … 
(10) … (10) … 
§ 14. (1) bis (2) … § 14. (1) bis (2) … 
(3) Die Anträge sind zusammen mit den vorgeschriebenen Nachweisen der 

Bedürftigkeit bei der in erster Instanz zuständigen Behörde einzubringen. 
(3) Die Anträge sind zusammen mit den vorgeschriebenen Nachweisen bei 

der zuständigen Behörde einzubringen, sofern diese Nachweise nicht von der 
Schülerbeihilfebehörde automationsunterstützt eingeholt werden. 

(4) bis (5) … (4) bis (5) … 
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(6) Die Erfüllung der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 sowie 

der §§ 8 und 12 Abs. 4 ist von der Leitung der Schule, die der Schüler besucht, 
auf dem Antrag zu bestätigen. 

(6) Anträge auf Schülerbeihilfe können auch im elektronischen Verfahren 
eingebracht werden. Der für die Schülerbeihilfe zuständige Bundesminister hat 
den Beginn und die Durchführung dieser Form der Antragstellung nach Maßgabe 
der technischen und organisatorischen Möglichkeiten unter Verwendung sicherer 
elektronischer Signaturen nach dem Signaturgesetz (BGBl. I Nr. 190/1999) durch 
Verordnung zu bestimmen. 

§ 15. (1) bis (4) … § 15. (1) bis (4) … 
(5) Die Abgabenbehörden haben für Personen, deren Einkommen zur 

Beurteilung der Bedürftigkeit im Sinne des § 3 heranzuziehen ist, im Rahmen 
ihres Wirkungsbereiches im Ermittlungsverfahren festgestellte und für die 
Abgabenfestsetzung bedeutsame Daten den in § 13 angeführten Behörden 
bekannt zu geben, sofern 
 1. dies vom Beihilfenwerber beantragt wird und die betroffenen Personen 

der Datenübermittlung ausdrücklich schriftlich zustimmen oder 
 2. der Beihilfenwerber oder die in Abs. 1 genannten Personen ihrer 

Mitwirkungsverpflichtung im Verfahren vor der Beihilfenbehörde erster 
Instanz nicht oder nicht ausreichend nachgekommen sind und die gemäß 
§ 13 zuständige Behörde dies beantragt. 

Die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht des § 48a der 
Bundesabgabenordnung gilt für die in § 13 angeführten Behörden sinngemäß. Die 
Auskunftspflicht der Abgabenbehörden erstreckt sich nicht auf solche Daten, die 
aus vorgelegten Abgabenbescheiden ersichtlich sind. 

(5) Die Abgabenbehörden haben für Personen, deren Einkommen zur 
Beurteilung der Bedürftigkeit im Sinne des § 3 heranzuziehen ist, im Rahmen 
ihres Wirkungsbereiches im Ermittlungsverfahren festgestellte und für die 
Abgabenfestsetzung bedeutsame Daten den in § 13 angeführten Behörden 
bekanntzugeben, sofern der Beihilfenwerber oder die in Abs. 1 genannten 
Personen ihrer Mitwirkungsverpflichtung im Verfahren vor der Beihilfenbehörde 
erster Instanz nicht oder nicht ausreichend nachgekommen sind und die gemäß 
§ 13 zuständige Behörde dies beantragt. Die abgabenrechtliche 
Geheimhaltungspflicht des § 48 BAO gilt sinngemäß. Die Auskunftspflicht der 
Abgabenbehörden erstreckt sich nicht auf solche Daten, die aus vorgelegten 
Abgabenbescheiden ersichtlich sind. 

 (6) Im Verfahren zu Gewährung von Beihilfen nach diesem Gesetz sind die 
Beihilfenbehörden berechtigt, die hierfür notwendigen personenbezogenen Daten 
der Personen, deren Einkommen zur Ermittlung der sozialen Bedürftigkeit 
nachzuweisen ist, automationsunterstützt zu ermitteln und zu verarbeiten. Das 
sind folgende Daten: 
 1. Name, Titel, Anschrift und Telefonnummer, 
 2. Geburtsdatum und Versicherungsnummer gemäß § 31 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes, 
 3. Staatsbürgerschaft, 
 4. Familienstand und Geschlecht, 
 5. Beruf bzw. Tätigkeit, 
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 6. Dauer der Versicherungsverhältnisse, 
 7. Name und Anschrift des Dienstgebers, 
 8. die für die Ermittlung der Schülerbeihilfe erforderlichen Daten des 

Einkommens im Sinne des § 4 Abs. 1, 
 9. Schulbesuchsnachweise des Beihilfenwerbers, 
 10. Bankdaten des Beihilfenwerbers bzw. seines Vertreters, 
 11. Gewährung von Familienbeihilfe, 
 12. Höhe und Bezugsdauer der Studienbeihilfe. 

 (7) Die folgenden Einrichtungen haben den Schülerbeihilfenbehörden auf 
Anfrage die zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und in 
ihrem Bereich verfügbaren in Abs. 6 aufgezählten Daten wenn möglich im 
automationsunterstützten Datenverkehr zu übermitteln: 
 1. die Abgabenbehörden des Bundes, 
 2. die Träger der Sozialversicherung und Krankenkassen (Krankengeld, 

Höhe und Bezugsdauer, Wochengeld, etc.), 
 3. das Arbeitsmarktservice, 
 4. die Bundessozialämter, 
 5. das Bundesrechenzentrum, 
 6. das zentrale Melderegister, 
 7. die Studienbeihilfenbehörde. 

 (8) Die vom Antragsteller besuchten Schulen haben der 
Schülerbeihilfenbehörde auf Anfrage die zur Überprüfung der 
Anspruchsvoraussetzungen notwendigen und in ihrem Bereich verfügbaren Daten 
über Schulbesuch und Abschlüsse wenn möglich im automationsunterstützten 
Datenverkehr zu übermitteln. 

 (9) Die Beschreibung der Daten, der Beginn und die Durchführung des 
automationsunterstützten Datenverkehrs gemäß Abs. 7 und 8 sind vom für die 
Schülerbeihilfe zuständigen Bundesminister nach Maßgabe der technischen und 
organisatorischen Möglichkeiten durch Verordnung zu bestimmen. 

 (10) Den Schülerbeihilfenbehörden sind Verknüpfungen der nach Abs. 6 bis 
8 ermittelten Daten gestattet. 

§ 16. (1) bis (2) … § 16. (1) bis (2) … 



  8 von 8 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (3) Unrichtigkeiten in Bescheiden, die durch die unrichtige oder 

unvollständige Übermittlung von Daten gemäß § 15 Abs. 6 bewirkt wurden, kann 
die Schülerbeihilfenbehörde jederzeit von Amts wegen berichtigen. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
 (8) Die Schülerbeihilfenbehörde hat sich beim schriftlichen Verkehr mit den 

Schülern bzw. Studierenden nach Möglichkeit moderner 
Kommunikationstechnologien, insbesondere der automationsunterstützten 
Datenübertragung zu bedienen. 

§ 17. (1) … sind § 3 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 14 bis 16 sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 17. (1) … sind § 3 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 14 bis 16 sinngemäß 
anzuwenden. Unter diesen Voraussetzungen kann auch nach Erhalt eines mangels 
Bedürftigkeit abweisenden Bescheides ein Antrag auf Zuerkennung einer Beihilfe 
ab dem Zeitpunkt eines oben genannten Ereignisses gestellt werden. 

§ 26. (1) bis (16) … § 26. (1) bis (16) … 
 (17) § 1b Abs. 1, § 2 samt Überschrift, § 3 Abs. 6, § 10 Abs. 6, § 11 Abs. 1, 

§ 12 Abs. 5 Z 1, § 12 Abs. 9, § 14 Abs. 3 und 6, § 15 Abs. 5 bis 10, § 16 Abs. 3 
und 8 sowie § 17 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 treten mit 1. September 2013 in Kraft. Gleichzeitig treten § 1b 
Abs. 4 letzter Satz, § 8 und § 12 Abs. 4 außer Kraft. 

 


